
 

Stadt Leverkusen  Vorlage Nr. 2025/0148 

Der Oberbürgermeister 
  

V/61-613-26-Bauturbo-Bu 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
13.01.2026 
Datum 

 
 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Rat der Stadt Leverkusen   19.01.2026 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  

Umgang mit der Novellierung des Baugesetzbuchs (BauGB - "Bauturbo") 
 
 
Beschlussentwurf: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, geeignete städtebauliche Leitsätze für die Stadt Le-

verkusen zur Nutzung der neuen rechtlichen Möglichkeiten im Zuge der aktuellen 
Novelle des Baugesetzbuchs (BauGB) zum sogenannten „Bauturbo“ - insbesondere 
der Änderungen der §§ 31, 34, 36, 36a, 216a und 246e BauGB - zu erarbeiten und 
den politischen Gremien zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.  

 
2. Die neuen Regelungen des „Bauturbos“ (insbesondere §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3a und 

3b, 36, 36a und 246e BauGB) kommen bis zur Beschlussfassung der genannten 
Leitsätze nicht zur Anwendung.  

 
 
gezeichnet: 
Hebbel 
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I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren 
 

 Nein (sofern keine Auswirkung = entfällt die Aufzählung/Punkt beendet) 
 

 Ja – ergebniswirksam 
Produkt:       Sachkonto:       
Aufwendungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 
 Ja – investiv 
Finanzstelle/n:       Finanzposition/en:       
Auszahlungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 

Maßnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt 
 Ansätze sind ausreichend 
 Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle       
 in Höhe von       € 
 

Jährliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:       
 Personal-/Sachaufwand:       € 
 Bilanzielle Abschreibungen:       €  

Hierunter fallen neben den üblichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen. 

 Aktuell nicht bezifferbar  
 
Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr:       

 Erträge (z. B. Gebühren, Beiträge, Auflösung Sonderposten):       € 
Produkt:       Sachkonto       
 
Einsparungen ab Haushaltsjahr:       

 Personal-/Sachaufwand:       € 
Produkt:       Sachkonto       
 

 ggf. Hinweis Dez. II/FB 20:              
 
II) Nachhaltigkeit der Maßnahme im Sinne des Klimaschutzes: 

Klimaschutz 
betroffen 

Nachhaltigkeit 
 

kurz- bis 
mittelfristige 

Nachhaltigkeit 

langfristige 
Nachhaltigkeit 

 

 ja   nein   ja   nein  ja   nein  ja   nein 
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Begründung: 
 
Mit der aktuellen Novelle des BauGB zum sogenannten „Bauturbo“ hat der Bundesge-
setzgeber umfangreiche Änderungen an verschiedenen Regelungen vorgenommen, die 
insbesondere der Beschleunigung von Bauvorhaben und Planungsverfahren dienen 
sollen. Die Neuregelungen betreffen unter anderem die §§ 31, 34, 36, 36a, 216a und 
246e BauGB und eröffnen Kommunen neue Ermessens- und Handlungsspielräume bei 
der Beurteilung, Genehmigung und Steuerung von Bauvorhaben für den Wohnungsbau. 
Die neuen gesetzlichen Regelungen sind seit Ende Oktober 2025 in Kraft. 
 
Diese erweiterten rechtlichen Möglichkeiten können erhebliche Auswirkungen auf die 
städtebauliche Entwicklung, das Ortsbild, die Infrastruktur sowie auf Umwelt- und Nach-
barschaftsbelange haben. Sie bieten Chancen, aber auch Risiken für die städtische 
Entwicklung in Bezug auf Wohnbauvorhaben. Um eine sachgerechte, transparente und 
einheitliche Anwendung der neuen Vorschriften sicherzustellen, soll die Verwaltung 
städtebauliche Leitsätze und Kriterien erarbeiten, die als Orientierungsrahmen für zu-
künftige Bauvorhaben dienen. 
 
Der Beschluss des „Bauturbos“, insbesondere das gemeindliche Zustimmungserforder-
nis und die beschriebene Zustimmungsfiktion, bewirkt einen gewissen Handlungsdruck 
und macht ein schnelles Reagieren der Stadtverwaltung erforderlich. Sollte dies nicht 
gelingen, könnte die recht kurze Frist von drei Monaten bis zum Eintritt der Fiktion der 
gemeindlichen Zustimmung dazu führen, dass Vorhaben planungsrechtlich zu genehmi-
gen sind, die möglicherweise so nicht gewollt sind und ggf. anderen öffentlichen Rech-
ten entgegenstehen.  
 
1) Die Erarbeitung dieser Leitsätze soll unter Einbeziehung der bisherigen Planungspra-

xis, städtebaulicher Zielsetzungen der Stadt Leverkusen sowie relevanter rechtlicher 
und fachlicher Aspekte erfolgen. Bis zur Vorlage und Beschlussfassung dieser Leit-
sätze wird die Anwendung der neuen „Bauturbo“-Regelungen vorsorglich nicht ange-
wendet, um eine geordnete und rechtssichere Vorgehensweise sicherzustellen. Hier-
zu ist eine konkretisierte Auslegungshilfe des Bundes für das 1. Quartal 2026 ange-
kündigt, die ggf. noch für die Erarbeitung der Leitsätze herangezogen werden kann.  

 
2) Die erweiterten Möglichkeiten greifen tief in die kommunale Planungs- und Steue-

rungshoheit ein. Der neu eingeführte § 36a BauGB schreibt vor, dass die Anwendung 
der „Bauturbo“-Regelungen nur mit Zustimmung der Gemeinde zulässig ist. Diese 
Zustimmung ist an die Vereinbarkeit mit den städtebaulichen Vorstellungen und Zie-
len der Gemeinde gebunden. Hierfür müssen klare Kriterien und Leitlinien vorliegen, 
die eine einheitliche und transparente Entscheidungsgrundlage schaffen. Die formal 
und materiell rechtlichen Voraussetzungen müssen überprüft und ggf. erst geschaffen 
werden, da beispielsweise auch die Hauptsatzung der Stadt Leverkusen anzupassen 
ist. Es ist zu klären, welche Zustimmungskompetenzen der Verwaltung und welche 
dem Rat der Stadt Leverkusen bzw. dem Bauausschuss vorbehalten sind. 

 
Der Deutsche Städtetag (DST) weist in seinem Schreiben vom 14.10.2025 ausdrücklich 
darauf hin, dass Kommunen gleichbehandelnde Entscheidungskriterien entwickeln soll-
ten, um eine sachgerechte, rechtssichere und gleichmäßige Anwendung vor allem des 
§ 246e BauGB und der damit verbundenen Regelungen zu gewährleisten. Diese Leitli-
nien sollen u. a. festlegen, wann und unter welchen Bedingungen der „Bauturbo“ ange-
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wendet wird, welche städtebaulichen Anforderungen gestellt werden und in welchen 
Fällen Wohnraum entstehen soll. Zugleich empfiehlt der DST, entsprechende Grund-
satzbeschlüsse der Räte vorzubereiten, um eine verlässliche Entscheidungsbasis für 
Verwaltung und Bauaufsichtsbehörden zu schaffen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, zunächst städtebauliche Leitsätze und Krite-
rien zu erarbeiten, die sich an den bestehenden städtebaulichen Konzepten und Zielen 
der Stadt Leverkusen sowie an den Empfehlungen des DST orientieren. Bis zur Be-
schlussfassung dieser Leitsätze sollen die Regelungen des „Bauturbos“ nicht angewen-
det werden, um eine geordnete, transparente und rechtssichere Vorgehensweise si-
cherzustellen und Fehlentwicklungen durch voreilige Zustimmungen zu vermeiden.  
 
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) bietet 
mit einem „Umsetzungslabor“ einen Rahmen, in dem Bund, Länder und Kommunen 
gemeinsam Anwendungsfragen erörtern können. Ziel ist dabei auch, gemeinsam Ar-
beitshilfen zu entwickeln, welche Städte und Gemeinden bei der Anwendung des „Bau-
turbos“ verwenden können. Die Stadtverwaltung Leverkusen nimmt an diesem Umset-
zungslabor teil. 
 
Die Verwaltung hat in einer Informationsveranstaltung am 13.01.2026 die politischen 
Vertreterinnen und Vertreter über die Neuregelungen des „Bauturbo“ informiert. 
Es ist Zielsetzung der Verwaltung, den politischen Gremien die Leitsätze bis zur Som-
merpause 2026 vorzulegen 
 
 
Begründung der einfachen Dringlichkeit: 
 
Mit der Rechtskraft der BauGB-Novellierung am 30.10.2025 besteht die Möglichkeit, 
Bauanträge gemäß dem „Bauturbo“ prüfen zu lassen. Insofern besteht die Zustim-
mungsfiktion gemäß § 36a Absatz 1 BauGB, in der die Zustimmung der Gemeinde als 
erteilt gilt, wenn sie nicht binnen drei Monaten nach Eingang des Ersuchens der Ge-
nehmigungsbehörde verweigert wird.  
 
Diese Frist läuft Ende Januar 2026 aus. Durch die zeitweilige Nichtanwendung der Re-
gelungen des Bauturbos gewinnt die Verwaltung Zeit, um entsprechende Leitsätze für 
eine städtebaulich sinnvolle Anwendung zu erarbeiten und diese von der Politik be-
schließen zu lassen. 
 
 

Anlage/n:  

Anlage 1_Rundschreiben Bauturbo - Deutscher Städtetag vom 14.10.2025 
 



Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin  Telefon 030 37711-0 Telefax 030 37711-999 
Gereonstraße 18 - 32, 50670 Köln  Telefon 0221 3771-0 Telefax 0221 3771-128 

Avenue des Nerviens 9-31, 1040 Bruxelles / Belgien Telefon +32 2 882 774-0 Telefax 0221 3771-399 
Internet: www.staedtetag.de 

Deutscher Städtetag | Gereonstraße 18 - 32 | 50670 Köln 

An die 

- unmittelbaren Mitgliedsstädte
Bau- und Planungsdezernentinnen und für Bauleitplanung und Bauge-
nehmigungen zuständige Ämter

Mitglieder und ständigen Gäste 
- des Bau- und Verkehrsausschusses
- des Klima- und Umweltausschusses
- des Ausschusses für Wirtschaft und Europäischen Binnenmarkt
- der Fachkommission Baurecht
- der Fachkommission Liegenschaften
- der Fachkommission Geoinformation, Vermessung und Bodenordnung
- der Fachkommission Wohnungswesen
- der Fachkommission Stadtplanung und Städtebau
- der Fachkommission Stadtentwicklungsplanung
- der Fachkommission Klima und Umwelt
- der Fachkommission Stadtgrün
- der Fachkommission Wirtschaftsförderung
- des Arbeitskreises Baulandbereitstellung
- des Arbeitskreises Wertermittlung

- Mitgliedsverbände

des Deutschen Städtetages 

- Mitgliedsstädte

Mitglieder und ständigen Gäste 
- des Bau- und Verkehrsausschusses
- des Klima- und Umweltausschusses
- des Wirtschaftsausschusses
- des Arbeitskreises Bauaufsicht
- des Arbeitskreises Wohnungswesen
- des Arbeitskreises Kommunales Vermessungs- und Liegenschaftswesen
- der Amtsleiterkonferenz Klima und Umwelt

des Städtetages Nordrhein-Westfalen 

14.10.2025 

Kontakt 

Eva Maria Levold 
evamaria.levold@staedtetag.de 
Gereonstraße 18 - 32 
50670 Köln 

Telefon 0221 3771-287 
Telefax 0221 3771-509 

www.staedtetag.de 

Aktenzeichen 
61.05.00 D 

Dokumenten-Nr. 
X 5138 

Anlage 1
zur Vorlage
Nr. 2025/0148
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Gesetzentwurf zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung  
(„Bauturbo“) am 9. Oktober 2025 vom Deutschen Bundestag verabschiedet   
 
Einladung zu einem Online-Austausch am 3. November 2025, 10:00 Uhr bis 11:30 Uhr  

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
am 9. Oktober hat der Deutsche Bundestag den Gesetzentwurf zur Beschleunigung des 
Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung mit einigen Änderungen und Ergänzungen 
(siehe Synopse ab Seite 6 ff.) verabschiedet. Am 17. Oktober 2025 befasst sich der Bundes-
rat mit dem Gesetzgebungsvorhaben zum „Bauturbo“. Bei Billigung des Gesetzes durch die 
Ländervertretung rechnen wir mit einem zeitnahen Inkrafttreten (spätestens bis Ende Ok-
tober 2025). Daher wollen wir  
 

am 3. November 2025 von 10:00 Uhr bis 11:30 Uhr 

 
in einem Online-Termin die Kerninhalte vorstellen und mit den Mitgliedstädten Handlungs-
empfehlungen und das weitere Vorgehen in den Planungs- und Bauverwaltungen erörtern. 

 

 
Unter https://eu02web.zoom-x.de/meeting/register/mTYorVZ_Re-CL7_5YL2zmw 

können Sie sich für die Teilnahme an der Veranstaltung registrieren. 
Nach erfolgter Registrierung erhalten Sie einige Minuten später automatisch eine E-Mail 

mit den Zugangsdaten für das Meeting. 
 

 
 
1. Schlüsselinhalte des „Bauturbo“ 
 
Der „Bauturbo“ hat bereits im September 2023 seinen Anfang genommen und resultiert aus 
den Diskussionen des Verbändebündnisses „Bezahlbarer Wohnraum“ und einer seinerzeit 
nicht abgestimmten Initiative der Bundesregierung. Das Präsidium des Deutschen Städtetages 
hat sich deutlich für die Einführung des „Bauturbo“ zur Erweiterung des kommunalen 
Instrumentenkastens für den Wohnungsbau ausgesprochen. Die kommunalen 
Spitzenverbände haben zum Gesetzentwurf Stellung genommen und ihre 
Verbesserungsvorschläge zuletzt in der Anhörung des Bundestags-Bauausschusses am 10. 
September 2025 vorgebracht. 

 
  

Kurzüberblick: Mit Beschluss des Deutschen Bundestages und nach Billigung durch den 
Bundesrat wird die Novellierung des Baugesetzbuchs in Kürze wirksam. Der Deutsche Städ-
tetag stellt die Kerninhalte vor, gibt Handlungsempfehlungen und will mit den Mitglied-
städten das weitere Vorgehen in den Planungs- und Bauverwaltungen erörtern. 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/007/2100781.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/007/2100781.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/021/2102109.pdf
https://eu02web.zoom-x.de/meeting/register/mTYorVZ_Re-CL7_5YL2zmw
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a24_wohnen/anhoerungen/1097878-1097878
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a24_wohnen/anhoerungen/1097878-1097878
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Das Gesetz enthält folgende wesentliche Inhalte:  
 
• Kerninhalt des „Bauturbos“ bleibt die Einführung eines neuen § 246e BauGB, der be-

fristet bis zum 31. Dezember 2030 zur Beschleunigung des Wohnungsbaus erlaubt, zu-
gunsten von Wohnungsbauvorhaben vom Aufstellen oder Ändern von Bebauungsplä-
nen abzusehen. Damit wird ein weitreichendes Abweichen vom Bauplanunsrecht er-
möglicht. Erforderlich ist immer die Zustimmung der Gemeinde. 

• Anders als noch im Referentenentwurf vorgesehen, ist die Regelung nicht an eine be-
stimmte Mindestanzahl neu entstehender Wohneinheiten geknüpft. Der „Bauturbo“ 

kann mithin auch für Bauvorhaben mit weniger als 6 Wohneinheiten aktiviert werden. 
Auch sind „angespannte Wohnungsmärkte“ nicht mehr Voraussetzung, den „Bauturbo“ 
anzuwenden.  

• Auf Vorschlag der kommunalen Spitzenverbände sieht der „Bauturbo“ nunmehr – ne-
ben Wohnbauvorhaben – auch eine maßvolle Erweiterung für „Läden zur Deckung des 
täglichen Bedarfs“ vor. Gleiches gilt für den Bedürfnissen der Bewohner dienende Vor-
haben für soziale, gesundheitliche (neu) und kulturelle Zwecke, die im Zusammenhang 
mit der neu entstehenden Wohnbebauung ebenfalls ohne Bebauungsplanverfahren zu-
gelassen werden können.   

• Auf Drängen der kommunalen Spitzenverbände wurde zudem die gemeindliche Zu-

stimmungsfrist im neuen § 36a BauGB um einen Monat verlängert. Danach gilt nun-
mehr die Zustimmung der Gemeinde als erteilt, wenn sie nicht binnen drei Monaten 
nach Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird (Zustimmungs-
fiktion). Bislang waren lediglich zwei Monate vorgesehen. Dazu folgende Erläuterungen: 

- Die Zustimmung der Gemeinde, die auch für Vorhaben nach den neuen §§ 31 Abs. 3 
und § 34 Abs. 3b gilt, ist ein starkes Steuerungsinstrument. Die Gemeinde erteilt 
ihre Zustimmung, wenn das Vorhaben auch ohne Durchführung eines 

Planverfahrens mit ihren Vorstellungen von der städtebaulichen Entwicklung und 
Ordnung vereinbar ist.  

- Die Zustimmung ersetzt daher funktional eine entsprechende Bauleitplanung. 
Voraussetzung ist, dass die Gemeinde bereits anhand des Vorhabenantrags zu dem 
Ergebnis kommt, dass das Vorhaben ihren Vorstellungen von der städtebaulichen 
Entwicklung entspricht.  

- Das Zustimmungserfordernis beschränkt sich, anders als das gemeindliche 
Einvernehmen, nicht auf eine Rechtskontrolle, sondern es gestaltet die kommunale 
Planungshoheit im Sinne des Artikels 28 Absatz 2 des Grundgesetzes aus. Denn 
welche Vorstellungen die Gemeinde von der städtebaulichen Entwicklung und 
Ordnung hat, bestimmt die Gemeinde im Rahmen ihrer kommunalen 
Selbstverwaltung. Sie hat dabei weite Gestaltungsfreiheit und bleibt lediglich an die 
allgemeinen Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns gebunden. Zu beachten sind 

hier besonders die Anforderungen des allgemeinen und besonderen 
Gleichheitssatzes nach Artikel 3 des Grundgesetzes. 
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- Die Zustimmung kann auch unter Bedingungen erteilt werden. So kann die 
Gemeinde verlangen, dass der Vorhabenträger sich dazu verpflichtet, bei der 
Verwirklichung bestimmte städtebauliche Anforderungen einzuhalten, die auch im 
Rahmen einer Bauleitplanung beispielsweise über einen städtebaulichen Vertrag 
oder durch Festsetzungen gemäß § 9 Absatz 1 BauGB von ihm verlangt werden 
könnten. 

• Präzisiert wurde zudem in § 246e Abs. 1 BauGB, dass der „Bauturbo“ auch bei Außen-
bereichsvorhaben mit voraussichtlich zusätzlichen erheblichen Umweltauswirkungen 
grundsätzlich angewandt werden kann, sofern eine strategische Umweltprüfung nach 

den §§ 38 bis 46 des UVPG durchgeführt wird.  
  

Im Übrigen bleibt auf die Änderungen in den §§ 31 und 34 BauGB sowie zur Abweichungs-
möglichkeit im Bebauungsplan von den Vorgaben zur TA Lärm hinzuweisen:  

 
• § 31 Abs. 3 BauGB ermöglicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans zukünftig 

mehr Wohnbebauung, auch wenn die Grundzüge der Planung berührt sind. So kann 
durch erweiterte Befreiungen, beispielsweise durch Aufstockung, Anbauten oder Bauen 
in der zweiten Reihe, neuer Wohnraum geschaffen werden. Die Befreiung kann auch 
über den Einzelfall hinaus zur Anwendung kommen. Die Regelung ist nicht mehr an ei-

nen „angespannten Wohnungsmarkt“ geknüpft.  

• § 34 Abs. 3b BauGB ermöglicht im unbeplanten Innenbereich – über die bestehenden 
Möglichkeiten in Absatz 3a hinaus – auch die Neuerrichtung von Wohngebäuden dort, 
wo sie sich nicht in den Bebauungszusammenhang einfügen. Auf Hinweis der kommu-
nalen Spitzenverbände wurde zudem § 34 Abs. 3a Satz 1 Nr. 1 BauGB neu gefasst, so-
dass künftig vom Erfordernis des Einfügens auch bei Erweiterungen, Änderungen und 
Erneuerungen an Nichtwohngebäuden abgesehen werden kann, wenn hierdurch neue 
Wohnungen geschaffen werden. Somit soll beispielsweise auch die Aufstockung von Su-

permärkten um Etagen zur Wohnnutzung einfacher möglich werden. 

• § 9 Absatz 1 Nummer 23 Buchstabe a) Doppelbuchstabe aa) BauGB erlaubt, in einem 

Bebauungsplan bei der Festsetzung bestimmter Werte zum Schutz vor Geräuschimmis-
sionen in begründeten Fällen von den Vorgaben der TA Lärm abzuweichen. Abweichun-
gen sind nicht nur zur Höhe der in der TA Lärm vorgesehenen Immissionsrichtwerte 
möglich, sondern – soweit erforderlich – kann von der TA Lärm insgesamt abgewichen 
werden. In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf die neue Vorschrift § 216a 
BauGB. Neu ist auch die ausdrückliche Festsetzungsmöglichkeit in Doppelbuchstabe 
bb) für Geräuschemissionskontingente, die nicht überschritten werden dürfen (unter 
Einhaltung der Vorgaben der TA Lärm).  

• Neu aufgenommen wurde zudem noch eine neue Außenbereichsprivilegierung für 
Vorhaben zur Herstellung und Lagerung von Produkten der Landesverteidigung (§ 37a 

BauGB). Diese umfasst insbesondere Vorhaben der Sicherheits- und Verteidigungsin-
dustrie. Dass die Vorhaben zugleich unter § 35 Absatz 1 Nummer 4 BauGB fallen, ist we-
der Voraussetzung noch Ausschlussgrund für die Anwendung des § 37a BauGB. Bei 
§ 37a BauGB handelt es sich laut Begründungstext um eine 
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Außenbereichsprivilegierung sui generis. Von den üblichen Außenbereichsprivilegie-
rungen hebt sie sich bereits durch den besonderen Rang ihrer Zielsetzung ab, nämlich 
der Gewährleistung der Einsatzfähigkeit und Versorgungssicherheit der Bundeswehr. 

• Schließlich werden die Regelungen des § 201 BauGB (Verordnungsermächtigung für die 
Länder zur Feststellung von Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt) sowie 
§ 250 BauGB (Verordnungsermächtigung für die Länder zur Einführung eines 
Genehmigungserfordernisses für die Bildung von Wohnungseigentum in Gebieten mit 
angespannten Wohnungsmärkten) um fünf Jahre bis zum 31.12.2031 bzw. bis zum 
31.12.2030 verlängert. Bei § 250 BauGB erfolgt zudem in Absatz 1 Satz 2 eine 

(klarstellende) Ergänzung. Bereits nach geltender Rechtslage erstreckt sich der 
Schutzzweck der Norm nur auf bereits bei Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
bestehende Wohngebäude. Die Begründung von Wohn- oder Teileigentum ist daher 
nicht genehmigungspflichtig, wenn durch eine Maßnahme nachträglich zusätzliche 
Wohnfläche neu entsteht. Dies gilt unabhängig davon, ob in einem Umwandlungsgebiet 
nach dessen Festsetzung ein neues, von Anfang an als Eigentumsanlage konzipiertes 
Gebäude errichtet wird oder bestehende Gebäude erweitert werden, etwa durch 
Anbau oder Aufstockung oder in bestehenden Gebäuden die bisherige sonstige 
Nutzfläche zu Wohnraum ertüchtigt wird, beispielsweise durch einen 
Dachgeschossausbau. Bei bestehenden Gebäuden ändert sich dadurch am Schutz der 
bereits existierenden Wohnungen nichts.   

 
2. Hinweise zur praktischen Anwednung des § 246e im Zusammenhang mit § 36a BauGB  
 
Mit unseren Fachgremien im Deutschen Städtetag und in der Fachkommission Städtebau 
der Bauministerkonferenz haben wir Voraussetzungen erörtert, um den „Bauturbo“ (und 
auch die erweiterten Befreiungsmöglichkeiten in § 31 Abs. 3 BauGB sowie die Erweiterun-
gen nach § 34 Abs. 3b BauGB) unter Einsatz der neuen Zustimmungsregelung (§ 36a 

BauGB) zügig und rechtssicher anwenden zu können. Hierfür bedarf es einer guten Vorbe-
reitung vor Ort. Wir sehen hier insbesondere folgende Erfordernisse:  
  

• Interne Abläufe optimieren 
Die Städte müssen die Zusammenarbeit zwischen Bauaufsicht, Stadtplanung und Um-
weltämtern prüfen und ggf. geändert aufsetzen, damit sie die gesetzlich vorgesehenen 
Fristen zur Zustimmungserteilung eingehalten werden können. Auch an die bauauf-
sichtliche Prüfung werden neue Anforderungen gestellt.  

• Leitlinien und Entscheidungskriterien entwickeln 
Es müssen Leitlinien erarbeitet werden, um eine einheitliche und schnelle Anwendung 
des § 246e BauGB sicherzustellen und um den Bauaufsichtsbehörden eine Entschei-
dungsbasis an die Hand zu geben. Diese sollten klar festlegen, wann und wie der „Bau-
turbo“ in der jeweiligen Kommune angewendet wird – zum Beispiel, in welchen Fällen 

und in welchem Umfang geförderter Wohnraum entstehen soll oder welche Mindest-
anforderungen an soziale Infrastruktur gestellt werden. Zu prüfen wäre auch die (regel-
hafte) Vereinbarung einer Bauverpflichtung, damit sichergestellt ist, dass nicht nur eine 
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Baugenehmigung „eingeholt“ wird, sondern auch tatsächlich neuer Wohnraum ent-
steht.  

• Stadtratsbeschlüsse vorbereiten 
Wo möglich, sollten Städte vorab grundsätzliche Stadtratsbeschlüsse herbeiführen, um 
für künftige Vorhaben nicht jedes Mal erneut den gesamten Entscheidungsweg gehen 
zu müssen. Hilfreich sind auch bereits beschlossene städtebauliche Konzepte.  

• Engen Austausch mit Entwicklern und Bauträgern pflegen, Checklisten und Informati-
onsangebote bereitstellen 
Um Potenziale und Probleme frühzeitig zu erkennen, empfiehlt sich (wie bisher) ein en-

ger Dialog der Verwaltung mit Bauträgern, Investoren und Wohnungsunternehmen. 
Wichtig ist auch eine klare Kommunikation gegenüber potenziellen Nutzern des „Bau-
turbos“, vor einer Antragstellung auf die Stadt zuzugehen und über die Inhalte des Vor-
habens und die wechselseitige Lasten- und Nutzenverteilung frühzeitig Einvernehmen 
zu erzielen. Hierfür bedarf es in aller Regel des Abschlusses städtebaulicher Verträge.  

• Umwelt- und Lärmschutzbelange klären 
Trotz Verkürzung der Verfahren muss der Umwelt- und Lärmschutz weiter eingehalten 
werden. Die Regelungen erlauben Erleichterungen nur, wenn keine erheblichen Um-
weltauswirkungen zu erwarten sind. 

• Auf mehr Verfahren vorbereiten 
Es wird zu erwarten sein, dass die Antragszahlen durch die planungsrechtlichen Erleich-
terungen steigen, was ggf. Anpassungen der Personalressourcen und der Prozessstruk-
tur vieler Ämter erfordert. 

 
3. Bisheriger Austausch und Einladung zur Zoom-Konferenz am 3. November 2025 von 

10:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
 

Der Deutsche Städtetag hat die bisherigen Aktivitäten in den Städten gebündelt und eine 
Plattform zum Austausch initiiert. Dazu haben wir zwei Online-Termine mit den Mitgliedern 
der Fachkommission Stadtplanung und Städtebau und der Fachkommission Baurecht 

durchgeführt. Dabei hat sich gezeigt, dass die Herangehensweisen in den Städten sehr un-
terschiedlich sind. Bis Ende Oktober bereiten wir eine Zusammenstellung der in den Städ-
ten verwendeten Kriterien für das Erteilen bzw. Versagen der Zustimmung vor. Auch soll es 
eine Übersicht zu diversen Fallkonstellationen und Prüfabläufen geben.  
 
Zudem sind wir mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) im Kontakt zur Vorbereitung eines Umsetzungsdialogs. Hier sollen die Städte sich 
im Prozess der Anwendung der Neuregelungen austauschen können und Unterstützung bei 
auftretenden Fragen erhalten.  
 

Der „Bauturbo“ hat bereits vor seinem Inkrafttreten viele Fragen ausgelöst. Auf unsere 
Initiative hin hat daher das Bundesinstitut für Bau- Stadt- und Raumforschung (BBSR) mit 
unserer Unterstützung eine Kommunalbefragung durchgeführt, bei der Sie die Möglichkeit 
hatten, Ihre Fragen zur Umsetzung des neuen Paragrafen zu adressieren. Die Auswertung 
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der Befragung ist noch nicht abgeschlossen. Wir erwarten, bald über Ergebnisse und den 
weiteren Umgang damit informieren zu können.   
 
Zum weiteren Vorgehen und zum Erfahrungsaustausch freuen wir uns auf den Austausch 
mit Ihnen bei unserer virtuellen Informationsveranstaltung am 3. November 2025. Die 
Zugangsdaten erhalten Sie, wie eingangs beschrieben, nach Registrierung über den 
angegebenen Link.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 

 
Prof. Hilmar von Lojewski 
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